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 1 Die Pf㘶egepolitik in Deutschland wird geprägt durch 4 wesentliche und schon lange
 2 bekannte Faktoren:
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Aufgrund der demograf㘶schen Entwicklung wird die Zahl der Pf㘶egebedürftigen bis1. 
zur Mitte dieses Jahrhunderts weiter ansteigen.

Die Leistungsfähigkeit des „Pf㘶egedienstes Familie“ nimmt aufgrund veränderter2. 
Lebensentwürfe und sich wandelnder Familienstrukturen ab.

Der Personalmangel (in allen Qualif㘶kationsstufen) in der Pf㘶ege belastet sowohl3. 
die Beschäftigten als auch die zu Pf㘶egenden in immer größerem Ausmaß.

Weder der Bund noch die Länder oder die Kommunen sind nicht willens, bzw. nicht4. 
in der Lage eine gesicherte gesetzliche Struktur der Pf㘶ege und der
sozialraumorientierten Altenhilfe und Quartiersarbeit (Prävention, soziale
Teilhabe, etc.) zu entwickeln und diese ausreichend, dauerhaft zu f㘶nanzieren.

 13 Personalmangel - wir stellen fest:

 14 Der massive Personalmangel betrifft den gesamten Pf㘶egesektor und spitzt sich weiter
 15 zu. Der Arbeitsmarkt ist leergefegt. Pf㘶egeberufe konkurrieren mit anderen
 16 Berufsfeldern, in denen oft besser bezahlt wird und in denen bessere
 17 Arbeitsbedingungen (z.B. Arbeitszeiten, Digitalisierung, Anerkennung) geboten werden.
 18 Die Pf㘶egebranche konkurriert aber auch untereinander. So ist das Gehaltsgefüge in
 19 den Krankenhäusern wesentlich besser als in der Altenpf㘶ege. In der Tagespf㘶ege sind
 20 die Arbeitszeiten wesentlich attraktiver als in der Stationären Pf㘶ege. Die AWO setzt
 21 auf Ausbildung, um Personal für ihre Seniorenzentren und ambulanten Dienste zu
 22 gewinnen. Doch es fehlt an Lehrkräften an den Pf㘶egeschulen. Mancherorts müssen ganze
 23 Kurse gestrichen werden.

 24 Wir fordern:

 25 Die Anpassung und Ref㘶nanzierung der Gehälter, in der ambulanten und stationären
 26 Pf㘶ege, an die der Krankenhäuser.

 27 Die Anhebung des ref㘶nanzierten Mindestlohns in der Pf㘶ege.

 28 Gesetzgeberische Maßnahmen zur Förderung der Tarifgebundenheit und Tariftreue bei
 29 allen Anbietern pf㘶egerischer Leistungen.

 30 Die Schaffung einer gerechteren Verteilung der Kosten für Ausbildung. Bewohner*innen
 31 dürfen durch die Schaffung von Ausbildungsplätzen nicht f㘶nanziell belastet werden.

 32 Maßnahmen zur Gewinnung zusätzlichen Lehrpersonals für die Ausbildung wie z.B. die
 33 Vergabe von Stipendien an pf㘶egenahe Studiengänge. Die Anerkennung für
 34 Masterabsolvent*innen aus anderen pf㘶egenahen Studiengängen muss ausgeweitet und
 35 bundesweit vereinheitlicht werden.

 36 Die generalistische Ausbildung muss einem kritischen Praxistauglichkeits-Check
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 37 unterzogen werden.

 38 Leiharbeit – wir stellen fest:

 39 Die Personalnot treibt skurrile Blüten: Fehlen vor Ort Pf㘶egekräfte, müssen diese
 40 über den Einsatz von Leiharbeitern kompensiert werden. Der Einsatz von Leiharbeit ist
 41 für die Träger um den Faktor 1,9-mal teurer. Die Leiharbeitskräfte verdienen nicht
 42 nur mehr, sondern haben oft auch bessere Arbeitsbedingungen ohne Wochenende- oder
 43 Nachtdienste. Oftmals werden Auszubildende direkt nach dem Examen von
 44 Leiharbeitsf㘶rmen abgeworben und an ihren ehemaligen Ausbildungsbetrieb verliehen.
 45 Das spaltet die Teams. Die zu Pf㘶egenden müssen sich immer wieder an neue Gesichter
 46 gewöhnen.

 47 Aktuell ist festzustellen, dass sich Kostenträger weigern die durch Leiharbeit
 48 entstandenen Mehrkosten zu f㘶nanzieren. Dies führt zwangsläuf㘶g dazu, dass Träger
 49 Pf㘶egeplätze eher nicht vergeben als teure, nicht ref㘶nanzierte Leiharbeit
 50 einzusetzen. Hierdurch verschärft sich der Mangel an dringend benötigten Kapazitäten
 51 sowohl in der ambulanten wie stationären Pf㘶ege. Immer häuf㘶ger gehen Träger aus
 52 diesen Gründen in die Insolvenz.

 53 Wir fordern:

 54 Unser Ziel ist eine Pf㘶ege ohne Leiharbeit.

 55 Leiharbeitsf㘶rmen müssen sich an den gesamten Kosten des Systems Pf㘶ege beteiligen,
 56 also auch an den Ausbildungskosten und der Ausbildungsumlage.

 57 Der Einsatz von Leiharbeit in der Pf㘶ege muss durch eine gesetzlich geregelte
 58 Höchstgrenze reglementiert werden.

 59 Dort, wo sich Leiharbeit nicht vermeiden lässt, sind die spezif㘶schen Mehrkosten
 60 durch die Kostenträger vollumfänglich zu erstatten.

 61 Pf㘶egeversicherung – wir stellen fest:

 62 Die Kosten in der Pf㘶ege und damit die Pf㘶egesätze steigen Jahr für Jahr. Dies führt
 63 zwangsläuf㘶g zu höheren Eigenanteilen für die zu Pf㘶egenden. Immer mehr Menschen in
 64 stationären Pf㘶egeeinrichtungen sind auf Leistungen der Sozialhilfe angewiesen. Prof.
 65 Dr. Rothgang prognostiziert, dass bis 2026 in Deutschland 36% der Heimbewohner*innen
 66 Sozialhilfe empfangen werden. Die Erfahrung der Träger zeigt, dass die Quote der
 67 Sozialhilfeempfänger schon heute wesentlich höher ist und auch schneller steigen
 68 wird.

 69 Die Pf㘶egeversicherungsreform von 1995 hat die Daseinsvorsorge Pf㘶ege zu einer dem
 70 Markt unterworfenen Dienstleistung gemacht. Internationale Konzerne haben
 71 mittlerweile eine nahezu marktbeherrschende Position in Deutschland. Für diese zählt
 72 in erster Linie die für die Stakeholder zu erzielende Rendite und erst danach das
 73 Wohl der Bewohner*innen und des Personals. Sie erzielen diese Rendite oft zu Lasten
 74 der Mitarbeitenden.

 75 In dem Moment, in dem Pf㘶egeleistungen für gewinnorientierte Konzerne nicht mehr
 76 ausreichend Rendite abwerfen (z.B., weil sinnvollerweise der Mindestlohn in der
 77 Pf㘶ege eingeführt wurde und Lohnkosten steigen), werden diese den Markt verlassen. In
 78 einem solchen Fall droht ein massiver Verlust von Pf㘶egeplätzen.

 79 Zusätzlich zu allen strukturellen Problemen ist aktuell eine erheblich
 80 verschlechterte „Zahlungsmoral“ der Kostenträger zu verzeichnen. Hierbei geht es zum
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 81 einen um einen schlichten Zahlungsverzug von teilweise mehr als einem Jahr, aber
 82 zunehmend auch um das Infragestellen der Anerkennungsfähigkeit von Kosten und
 83 Leistungen.

 84 Wir fordern:

 85 Die Pf㘶egeversicherung muss von einer Teilversicherung in eine Vollversicherung
 86 umgebaut werden, um massiv drohende Altersarmut abzuwenden.

 87 Durch einen ausreichenden Bundeszuschuss müssen die Eigenanteile nach oben gedeckelt
 88 werden. Hierbei ist eine soziale Komponente zu beachten.

 89 Die Pf㘶egeversicherungsreform von 1995 muss einer grundlegenden Revision unterzogen
 90 werden. Pf㘶ege muss wieder staatlich verantwortete und garantierte Leistung der
 91 Daseinsvorsorge sein und darf nicht länger den „Gesetzen des Marktes“ unterworfen
 92 werden.

 93 Eine einheitliche Pf㘶egeversicherung und die Abschaffung der privaten
 94 Pf㘶egeversicherung.

 95 Die Kosten für die Ausbildung in der Pf㘶ege sind als gesamtgesellschaftliche Aufgabe
 96 aus Steuermitteln zu f㘶nanzieren.

 97 Um die Rolle der Kommunen in der sozialraumorientierten Altenhilfe zu unterstützen,
 98 braucht es eine aktive Mitwirkung der Pf㘶egekassen, insbesondere bei der
 99 Datenerhebung.

 100 Bei der Finanzierung der Pf㘶egeversicherung sind alle Einkommensarten zu
 101 berücksichtigen.

 102 Angebote für pf㘶egende Angehörige sind weiter auszubauen und adäquat zu f㘶nanzieren.

 103 Digitalisierung – wir stellen fest:

 104 Digitalisierung und digitales Arbeiten gehören mittlerweile zum Alltag in der
 105 Stationären Pf㘶ege. Pf㘶egedokumentation, Abrechnungsprozesse oder Personalplanung
 106 werden durch Digitalisierung eff㘶zienter organsiert. Aber auch im Bereich der
 107 Unterstützung motorischer Tätigkeiten und der Sozialen Betreuung wird digitale
 108 Unterstützung wichtiger. Hinzu kommt der berechtigte Anspruch der Bewohner*innen
 109 durch z.B. eine ausreichendes W-LAN weiter am sozialen Leben teilhaben zu können.

 110 Die Einführung der Telematik im Gesundheitswesen stellt auch die Pf㘶egeeinrichtungen
 111 vor neue Herausforderungen. Dies sowohl in technischer Hinsicht, aber auch bezogen
 112 auf den Qualif㘶zierungsbedarf bei den Beschäftigten.

 113 Diese Prozesse sind, insbesondere in baulich älteren Einrichtungen die in der
 114 Boomzeit des Baus von stationären Pf㘶egeeinrichtungen, in den 1970er Jahren
 115 entstanden sind, mit erheblichen Investitions- und Folgekosten verbunden.

 116 Wir fordern:

 117 Investitions- und Betriebskosten der Digitalisierung müssen gesondert f㘶nanziert
 118 werden und dürfen nicht, z.B. durch die Anrechnung auf die Investitionskosten den
 119 Eigenanteil der Bewohner*innen erhöhen oder in Konkurrenz zu anderen
 120 Investitionskosten wie z.B. der baulichen Instandhaltung stehen.

 121 Der besondere Qualif㘶zierungsbedarf der Mitarbeitenden im Kontext der Telematik ist
 122 zusätzlich zu f㘶nanzieren.

 123 Zur zukunftsorientierten Weiterentwicklung bedarf es eines „Digitalpaktes Pf㘶ege“,
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 124 der alle an dem Prozess Beteiligten berücksichtigt, um sowohl die Entwicklung der
 125 Pf㘶egequalität als auch die ausreichende Finanzierung sicherzustellen. Digitale
 126 Unterstützungssysteme bieten die Chance den Verbleib in der eigenen Häuslichkeit und
 127 die soziale Teilhabe zu sichern.

Begründung
Erfolgt mündlich. 
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